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Der VKU bedankt sich für die Möglichkeit, zu dem Referentenentwurf des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Energie einer Verordnung zur Anpassung der Strom- und Gas-
grundversorgungsverordnungen an unionsrechtliche Vorgaben Stellung zu nehmen. Da es 
sich um einen noch nicht innerhalb der Bundesregierung abgestimmten Entwurf handelt, 
behalten wir uns aber ausdrücklich vor, auch nach Ablauf dieser Stellungnahmefrist wei-
tere Anmerkungen zum Verordnungsentwurf zu äußern. 
 
Bedeutung des Entwurfs für kommunale Unternehmen 
Die geplanten Änderungen der Strom- und Gasgrundversorgungsverordnungen 
(StromGVV / GasGVV) betreffen eine Vielzahl der im VKU vertretenen kommunalen Un-
ternehmen in ihrer Eigenschaft als örtliche Strom- und / oder Gasgrundversorger.  
 
Positionen des VKU in Kürze 
Der VKU sieht die Notwendigkeit, die StromGVV / GasGVV zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemein-
samen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 
2012/27/EU und zur Berücksichtigung der Änderungen im Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG) durch das Gesetz zur Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben und zur Regelung 
reiner Wasserstoffnetze im Energiewirtschaftsrecht zu ändern. Auch der unionsrechtliche 
und nationale Stellenwert des Verbraucherschutzes wird insoweit gesehen. 

Zutreffend wird in der Begründung des Entwurfs darauf verwiesen, dass in Deutschland 
die Grundversorgungspflicht im Sinne des § 36 EnWG besteht. Daher müssen von den 
Grundversorgern grundsätzlich auch Kunden beliefert werden, die möglicherweise nach 
rein marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten keinen anderen Energieversorger finden 
würden. Daher sei es – laut Begründung – vor diesem Hintergrund besonders wichtig, für 
Kunden in der Grundversorgung besondere Schutzmechanismen vorzusehen. Die Situa-
tion der Grundversorger findet indes keine nähere Erwähnung. Insbesondere wird nicht 
klargestellt, dass die Pflicht zur Grundversorgung nach dem geltenden § 36 Abs. 1 Satz 2 
EnWG nicht besteht, wenn die Versorgung für das Energieversorgungsunternehmen aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht zumutbar ist. Die Grundversorgungspflicht besteht mithin 
nicht schrankenlos. Damit ist zugleich der Spannungsbogen umschrieben, dem jede Än-
derung der StromGVV / GasGVV zwingend Rechnung tragen muss: Einerseits muss sie die 
berechtigten und schützenswerten Verbraucherinteressen berücksichtigen, andererseits 
müssen sich alle Verpflichtungen des Grundversorgers im Rahmen der wirtschaftlichen 
Zumutbarkeit halten, damit die Grundversorgung entsprechend den Zielen des § 1 Abs. 1 
EnWG insbesondere möglichst sicher, preisgünstig und verbraucherfreundlich erfolgen 
kann. Eine Überfrachtung der Grundversorgerpflichten, die nur den Kunden zu Gute 
kommt, die nach rein marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten keinen anderen Energiever-
sorger finden, ist damit keinesfalls zu vereinbaren. Aus diesem Blickwinkel hat der VKU 
daher den Verordnungsentwurf mit den nachstehenden Anmerkungen bewertet. 
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Zu einzelnen Neuregelungen 
 
1. Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe d) und Artikel 2 Nr. 5 Buchstabe d) 

Regelungsabsicht 
Die §§ 11 Absatz 3 StromGVV / GasGVV sollen um einen neuen Satz ergänzt wer-
den, damit die Kunden leicht erkennen können, wenn die Rechnungsstellung aus-
nahmsweise nicht auf Ablesewerten des Energieverbrauchs, sondern einer Schät-
zung beruht. Der Grundversorger soll die Zulässigkeit der Schätzung sowie die der 
Schätzung zugrunde gelegten Faktoren in der Rechnung angeben und auf Wunsch 
auch in Textform und unentgeltlich erläutern müssen. Diese Regelung soll der 
Umsetzung des Artikels 18 Absatz 1 und 2 der Richtlinie (EU) 2019/944 dienen 
und ist bereits in § 40a Absatz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes enthalten, soll 
jedoch der Transparenz halber auch in die Grundversorgungsverordnung explizit 
aufgenommen werden, damit Kunden ihre diesbezüglichen Rechte auch hier 
leicht erkennen und ohne Schwierigkeiten wahrnehmen können.  

Kritik 
Da der Grund für die Schätzung (fehlende Zutrittsgewährung oder unterbliebene 
Selbstablesung durch den Kunden) bereits in §§ 11 Abs. 3 Satz 1 und 2 StromGVV 
/ GasGVV genannt ist, ist die geforderte Erläuterung der Zulässigkeit der Schät-
zung nicht notwendig. Probleme sehen wir zudem bei der Angabe der Faktoren, 
die der Schätzung zugrunde gelegt worden sind. Bei einer linearen Abrechnung 
dürfte dies nicht schwierig sein. Demgegenüber müsste bei einer temperaturab-
hängigen, in der Regel nach Gradtagszahlen gewichteten Schätzung eine Vielzahl 
von Daten angegeben werden (Gradtagszahlen, Faktor der Gewichtung und des 
Zeitraums der jeweiligen Gewichtung). Ausreichend sollte daher eine grundsätzli-
che (formelhafte) Angabe der Schätzungsfaktoren sein. Anderenfalls müssten die 
zulässigen Faktoren für eine qualifizierte Schätzung (kalendertäglich, linear, pro-
filunabhängig / gradtagszahlbezogene Schätzung / Bezug auf langjähriges Mittel 
5/10/20 oder 30 Jahre) eindeutig vorgegeben werden. 

Regelungsvorschlag 
§§ 11 Abs. 3 StromGVV / GasGVV werden folgende Sätze angefügt: 

„In diesem Fall hat der Grundversorger den geschätzten Verbrauch unter aus-
drücklichem und optisch besonders hervorgehobenem Hinweis auf die erfolgte 
Verbrauchsabschätzung (nach Satz 1 oder Satz 2) und Angabe der der Schätzung 
zugrunde gelegten Faktoren in der Rechnung anzugeben. Auf Wunsch des Kunden 
sind ihm die der Schätzung zugrunde gelegten Faktoren in Textform und unent-
geltlich zu erläutern.“ 
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2. Artikel 1 Nr. 9 und Artikel 2 Nr. 8 

Regelungsabsicht 
Die §§ 16 Abs. 1 StromGVV / GasGVV sollen u.a. um einen neuen Satz ergänzt 
werden, wonach Vordrucke für Rechnungen und Abschläge (und die für die For-
derung maßgeblichen Berechnungsfaktoren?) dem Kunden auf dessen Wunsch 
verständlich und unentgeltlich erläutert werden sollen. In welcher Weise die Er-
läuterung erfolgt, wird nicht vorgegeben. 

Kritik 
Schon nach der geltenden Fassung der §§ 16 Abs. 1 StromGVV / GasGVV müssen 
Vordrucke für Rechnungen und Abschläge einfach verständlich sein und die für 
die Forderung maßgeblichen Berechnungsfaktoren sind vollständig und in allge-
mein verständlicher Form auszuweisen. Warum diese dann dem Kunden auf sei-
nen Wunsch auch noch verständlich erläutert werden sollen, ist nicht ohne wei-
teres nachvollziehbar. Selbst wenn man aber den grundversorgten Kunden als 
normal informierten und angemessen aufmerksamen und verständigen Durch-
schnittsverbraucher definiert, fragt sich dennoch im Weiteren, was dann für ihn 
„verständlich“ bedeutet. Verständnis definieren wir als das inhaltliche Begreifen 
eines Sachverhalts, das nicht nur in der bloßen Kenntnisnahme besteht, sondern 
auch und vor allem in der intellektuellen Erfassung des Zusammenhangs, in dem 
der Sachverhalt steht. Allerdings hängt dieses Verständnis vom jeweiligen Emp-
fängerhorizont ab. Es müssen daher in §§ 16 Abs. 1 StromGVV / GasGVV objektive 
Kriterien genannt werden, die den Kundenwunsch nach „Verständlichkeit“ für 
den Grundversorger im Massenkundengeschäft leistbar gestalten, anderenfalls 
droht die verständliche Erläuterung im Einzelfall zu einer „never ending story“ zu 
werden. Soweit daher nicht vorgegeben werden soll, in welcher Weise eine ver-
ständliche Erläuterung erfolgen soll, ist es besser, auf diese Regelung zu verzich-
ten, zumal dem Transparenzgebot sowohl durch die geltende Fassung der §§ 16 
Abs. 1 StromGVV / GasGVV und den im Übrigen angedachten Neuregelungen be-
reits hinreichend Rechnung getragen wird. 

Regelungsvorschlag 
§§ 16 Abs. 1 Satz 2 StromGVV / GasGVV werden folgende Sätze angefügt: 

„Vordrucke für Rechnungen und Abschläge und die für die Forderung maßgebli-
chen Berechnungsfaktoren sind dem Kunden auf dessen Wunsch unentgeltlich zu 
erläutern. Der Rechnungsbetrag und das Datum der Fälligkeit des Rechnungsbe-
trags müssen deutlich erkennbar und hervorgehoben sein. Für den Inhalt der Rech-
nungen ist § 40 Absatz 2 bis 4 des Energiewirtschaftsgesetzes maßgeblich.“ 
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3. Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe a) bb) und cc) und Artikel 2 Nr. 9 Buchstabe a) 
bb) und cc) 

Regelungsabsicht 
Die §§ 19 StromGVV / GasGVV sollen im Sinne von Artikel 28 der Richtlinie (EU) 
2019/944 umfangreich ergänzt werden, um grundversorgte Kunden besonders zu 
schützen.  

So soll zunächst in einem neuen Satz 3 der §§ 19 Abs. 2 StromGVV / GasGVV der 
unbestimmte Begriff der Verhältnismäßigkeit einer Versorgungsunterbrechung 
insbesondere für die Fälle verneint werden, in denen eine konkrete Gefahr für 
Leib oder Leben der Betroffenen zu besorgen ist. Es soll sich dabei nur um einen 
möglichen Grund einer Unverhältnismäßigkeit handeln, sodass weitere Gründe 
ebenfalls möglich bleiben. Die Nennung soll den Grundversorger nicht von seiner 
Pflicht zur Prüfung möglicher weiterer Gründe für eine mögliche Unverhältnismä-
ßigkeit der Versorgungsunterbrechung entbinden.  

In einem neuen Satz 5 soll dem Kunden zudem durch eine entsprechende Infor-
mationspflicht des Grundversorgers die neue Möglichkeit eröffnet werden, selbst 
Gründe für eine Unverhältnismäßigkeit der Unterbrechung vorzutragen. Auch 
diese Regelung soll den Grundversorger nicht von seiner Pflicht einer eigenen Ver-
hältnismäßigkeitsprüfung entbinden. Stattdessen soll sie Kunden nun die Mög-
lichkeit geben, ebenfalls auf die Prüfung des Grundversorgers Einfluss zu nehmen. 
Eventuell von Kunden vorgetragene Gründe für eine Unverhältnismäßigkeit der 
Unterbrechung soll der Grundversorger zusätzlich zu seinen eigenen Verhältnis-
mäßigkeitsüberlegungen zu prüfen haben. 

Kritik 
Die im VKU vertretenen kommunalen Grundversorger lehnen die vorgesehene 
Aufnahme eines neuen Satzes 3 in den §§ 19 Abs. 2 StromGVV / GasGVV mangels 
eines praktischen Regelungsbedürfnisses als überflüssig ab. Die Prüfung einer 
konkreten Gefahr für Leib und Leben der von einer Androhung einer Versorgungs-
unterbrechung betroffenen Kunden ist eine seit jeher geübte Selbstverständlich-
keit im Rahmen der von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 StromGVV / GasGVV geforderten Ver-
hältnismäßigkeitsprüfung durch den Grundversorger, die keiner ausdrücklichen 
gesetzlichen Regelung bedarf und auch nicht zur Umsetzung von unionsrechtli-
chen Richtlinienvorgaben notwendig ist. Anderenfalls könnte nämlich durchaus 
der unzutreffende Eindruck entstehen, dass die Grundversorger diesen Grundsatz 
bislang nicht oder nur unzureichend berücksichtigt hätten. Das Gegenteil ist aber 
der Fall; gerade die kommunalen Grundversorger erachten den Schutz von Leben 
und Gesundheit ihrer Kunden aufgrund ihrer Allgemeinwohlverpflichtung und Da-
seinsvorsorgeaufgabe als überragendes Schutzgut. Dies hat bisher schon oftmals 
dazu geführt, dass eigentlich zulässige Versorgungsunterbrechungen aufgrund 
hoher Zahlungsrückstände, insbesondere im Winterhalbjahr, nicht durchgeführt 



 

 6 / 10 

wurden, um schutzbedürftigen Kunden ein strom- und / oder gasversorgtes Leben 
weiterhin zu gewährleisten, ohne dass tatsächlich konkrete Gefahren für Leib und 
Leben bestanden.  

Die weiterhin mit dem neuen Satz 5 vorgesehene Informationspflicht des Grund-
versorgers, die dem Kunden die neue Möglichkeit eröffnen soll, selbst Gründe für 
eine Unverhältnismäßigkeit der Unterbrechung vorzutragen, wird grundsätzlich 
befürwortet, auch wenn es bislang selbstverständlich geübte Praxis ist, von Kun-
den vorgetragene Gründe für die Unverhältnismäßigkeit anzunehmen und zusätz-
lich zu den eigenen Verhältnismäßigkeitsüberlegungen des Grundversorgers zu 
prüfen. Es muss sich aber in jedem Fall um konkrete Gründe handeln, d.h., der 
Kunde muss daher zur Vermeidung einer missbräuchlichen Ausnutzung dieser 
Möglichkeit nachvollziehbar darlegen, warum die Versorgungsunterbrechung ge-
rade in seinem Fall unverhältnismäßig ist und dies auch glaubhaft machen, um 
den Prüfungsaufwand des Grundversorgers auf das im Einzelfall notwendige und 
zumutbare Maß zu begrenzen. Zur Glaubhaftmachung können entsprechend § 
294 Abs. 1 ZPO alle Beweismittel verwendet werden, notfalls auch eine (eigene) 
Versicherung an Eides statt. Zudem muss die Mitteilung des Kunden unverzüglich 
ab Kenntnis der Gründe für die Unverhältnismäßigkeit erfolgen. Praktisch gese-
hen wäre es sicherlich noch besser, wenn der Kunde diese Gründe dem Grund-
versorger binnen einer bestimmten Frist nach Erhalt der Sperrandrohung mittei-
len müsste. Denn wenn der Kunde erst unmittelbar vor der Sperrung diese 
Gründe mitteilt, muss das beim Netzbetreiber beauftragte Sperrverfahren kurz-
fristig gestoppt und erst nach Klärung erneut wieder aufgesetzt werden. Anderer-
seits darf nicht übersehen werden, dass sich Gründe für eine Unverhältnismäßig-
keit auch noch kurzfristig unmittelbar vor der Sperrung aus den Lebensumständen 
ergeben können. Dem würde eine befristete Mitteilungsfrist wohl nicht stets ge-
recht werden können. Eine unverzügliche Mitteilungspflicht ab Kenntnis der 
Gründe der Unverhältnismäßigkeit ist daher durchaus sachgerecht. Der Kunde 
muss dann notfalls substantiiert darlegen, dass er unverzüglich nach Kenntnis der 
Gründe der Unverhältnismäßigkeit diese dem Grundversorger mitgeteilt hat. 

Regelungsvorschlag 
Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe a) bb) und Artikel 2 Nr. 9 Buchstabe a) bb) werden 
ersatzlos gestrichen. 

§§ 19 Abs. 1 Satz 5 (neu) StromGVV / GasGVV werden wie folgt formuliert: 
„Der Grundversorger hat den Kunden mit der Androhung der Unterbrechung über 
die Möglichkeit zu informieren, Gründe für eine Unverhältnismäßigkeit der Unter-
brechung dem Grundversorger unverzüglich ab deren Kenntnis in Textform mitzu-
teilen und glaubhaft zu machen.“ 
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4. Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe b) und Artikel 2 Nr. 9 Buchstabe b) 

Regelungsabsicht 
Durch den neuen Absatz 3 der §§ 19 StromGVV / GasGVV soll – wie auch durch § 
41b Absatz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes für die Energielieferverträge mit 
Haushaltskunden außerhalb der Grundversorgung – für die Grundversorgung die 
Umsetzung des Artikels 10 Absatz 11 der Richtlinie (EU) 2019/944 geregelt wer-
den. Durch zusätzliche Informationspflichten des Grundversorgers über beste-
hende Unterstützungsangebote und Alternativen soll die Zahl der Versorgungs-
unterbrechungen möglichst weiter gesenkt werden, indem die Möglichkeiten ver-
bessert werden, wie sich Kunden in der Grundversorgung eigenständig um Hilfen 
bemühen können. Die Kunden sollen außerdem bereits mit der Androhung der 
Unterbrechung der Belieferung auf die Möglichkeit des Abschlusses einer Abwen-
dungsvereinbarung nach dem neuen Absatz 5 der §§ 19 StromGVV / GasGVV hin-
gewiesen werden. 

Kritik 
Die Intention der Regelung, dass die Kunden eine verbesserte Möglichkeit bekom-
men sollen, sich eigenständig um Hilfen zu bemühen, wird begrüßt. Die damit ver-
bundene Informationspflicht des Grundversorgers darf aber nicht unangemessen 
überfrachtet werden und muss sich im Rahmen der dem Grundversorger ohne 
weiteres bekannten Möglichkeiten halten. Eine Verpflichtung des Grundversor-
gers, alle in Betracht kommenden Möglichkeiten zu ermitteln und dem Kunden zu 
benennen, wird ausdrücklich abgelehnt.  

Nicht klar ist in diesem Kontext zunächst, ob es sich bei den exemplarisch genann-
ten Hilfsangeboten zur Abwendung einer Versorgungsunterbrechung wegen 
Nichtzahlung um Hilfsangebote des Grundversorgers oder Dritter handelt. Ener-
gieaudits und Energieberatungsdienste sind regelmäßig kostenpflichtig. Der 
Grundversorger müsste also diejenigen herausfinden und nennen, die dem Kun-
den keine Mehrkosten verursachen. Das ist im Hinblick darauf, dass dem Kunden 
Hilfe zur Selbsthilfe geboten werden soll, unverhältnismäßig. Ob und inwieweit 
ein Kunde Anspruch auf staatliche Hilfen hat, kann der Grundversorger naturge-
mäß nicht beurteilen, zumal er auch keine Rechtsberatung betreiben darf. Auch 
Hinweise zu staatlichen Unterstützungsmöglichkeiten der sozialen Mindestsiche-
rung können daher nur sehr begrenzt und in allgemeiner Form erfolgen.  

Regelungsvorschlag 
§§ 19 Abs. 3 (neu) StromGVV / GasGVV werden wie folgt formuliert: 
„Der Grundversorger ist verpflichtet, mit der Androhung einer Unterbrechung der 
Grundversorgung wegen Zahlungsverzuges dem betroffenen Kunden zugleich in 
Textform über Möglichkeiten zu deren Vermeidung zu informieren, die für den 



 

 8 / 10 

Kunden keine Mehrkosten verursachen, wie Verbraucher- und Schuldnerbera-
tungsdienste. Ebenfalls hinzuweisen ist auf die Möglichkeit des Abschlusses einer 
Abwendungsvereinbarung nach Absatz 5.“ 

 

5. Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe d) und Artikel 2 Nr. 9 Buchstabe d) 

Regelungsabsicht 
Mit dem neuen Absatz 5 der §§ 19 StromGVV / GasGVV soll dem Grundversorger 
auferlegt werden, spätestens mit der Ankündigung einer Unterbrechung der 
Grundversorgung nach Absatz 4 zugleich in Textform den Abschluss einer Abwen-
dungsvereinbarung anzubieten. Diese Abwendungsvereinbarung soll eine zins-
freie Ratenzahlungsvereinbarung sowie die Weiterversorgung auf Vorauszah-
lungsbasis enthalten. Kunden, die von einer Versorgungsunterbrechung bedroht 
sind, soll damit ein konkreter Ausweg aufgezeigt werden, den sie nicht selbst ein-
fordern müssen. Da Versorgungsunterbrechungen auch mangelnder Finanz- und 
Planungskompetenz der Kunden geschuldet sein können, soll damit eine Schutz-
vorschrift eingeführt werden, die solchen persönlichen Herausforderungen Rech-
nung trägt. Dennoch sollen auch die wirtschaftlichen Interessen des Grundversor-
gers berücksichtigt werden, indem festgehalten wird, dass die Ratenzahlungsver-
einbarung den Ausgleich der Zahlungsrückstände in einem für den Grundversor-
ger wirtschaftlich zumutbaren Zeitraum sicherstellen muss. Regelmäßig wird dem 
Grundversorger ein Zeitraum, der länger als 12 Monate beträgt, nicht zumutbar 
sein. Weiterhin soll bestimmt werden, dass die Unterbrechung nicht durchgeführt 
werden darf, wenn der Kunde das Angebot des Abschlusses der Abwendungsver-
einbarung in Textform annimmt und seinen diesbezüglichen Verpflichtungen 
nachkommt; die Annahme soll bis zur tatsächlichen Unterbrechung der Versor-
gung erfolgen können. Schließlich soll geregelt werden, dass der Grundversorger 
die Versorgung hier nach Androhung unterbrechen darf, wenn der Kunde seinen 
Verpflichtungen aus der Abwendungsvereinbarung nicht nachkommt. 

Kritik 
Der Abschluss einer für den Kunden zinsfreien Abwendungs- / Ratenzahlungsver-
einbarung zur Vermeidung einer Versorgungsunterbrechung und gleichzeitiger 
Tilgung der Zahlungsrückstände sowie der Leistung von Vorauszahlungen auf den 
laufenden Verbrauch ist vielerorts seit langem geübte Praxis. Daher stoßen die 
beabsichtigten Neuregelungen auf grundsätzliche Zustimmung, zumal die wirt-
schaftlichen Interessen der Grundversorger ausdrücklich berücksichtigt werden, 
indem bestimmt werden soll, dass die Ratenzahlungsvereinbarung den Ausgleich 
der Zahlungsrückstände in einem für den Grundversorger wirtschaftlich zumutba-
ren Zeitraum - laut Begründung ein Zeitraum, der nicht mehr als 12 Monate be-
trägt - sicherstellen muss. Gleichwohl bedürfen die beabsichtigten Regelungen 
noch der ein oder anderen Klarstellung.  
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Das vom Grundversorger zu erklärende Angebot des Abschlusses einer Abwen-
dungsvereinbarung beinhaltet nur die Abschlussbereitschaft als solche, aber nicht 
zugleich schon die Übersendung einer unterschriftsreifen Vereinbarung. Da es 
sich um eine individuell auf die jeweilige finanzielle Situation des Kunden zuge-
schnittene Vereinbarung handelt, kann diese dem Kunden erst übermittelt wer-
den, wenn er gegenüber dem Grundversorger erklärt, dass er das Angebot anneh-
men möchte. Eine andere Verfahrensweise wäre wegen des damit für den Grund-
versorger verbundenen Arbeitsaufwandes wirtschaftlich nicht zumutbar.  

Mit Abschluss der Abwendungsvereinbarung verzichtet der Grundversorger für 
deren Laufzeit auf sein Zurückbehaltungsrecht nach §§ 19 Abs. 2 StromGVV / Gas-
GVV i.V.m. § 273 Abs. 1 BGB, zu dessen Ausübung er zum Zeitpunkt des Abschlus-
ses der Vereinbarung berechtigt war. Kommt daher der Kunde seinen Zahlungs-
verpflichtungen aus der Vereinbarung nicht nach, muss der Grundversorger be-
rechtigt sein, die Grundversorgung unter Beachtung von §§ 19 Abs. 4 StromGVV 
/ GasGVV nach drei Tagen zu unterbrechen. Die gleichermaßen vorgesehene Be-
achtung von §§ 19 Abs. 3 StromGVV / GasGVV ist indes nicht geboten. Denn die 
hiernach vorgesehenen Informationspflichten des Grundversorgers über beste-
hende Unterstützungsangebote und Alternativen zur Vermeidung der Versor-
gungsunterbrechung hat der Kunde bereits mit der ursprünglichen Androhung 
der Unterbrechung erhalten und ist insoweit bereits informiert.  

Zudem muss aus Gründen der wirtschaftlichen Zumutbarkeit sichergestellt sein, 
dass Grundversorger nicht verpflichtet sind, Kunden bei einer Unterbrechung der 
Versorgung wegen Nichterfüllung der Zahlungspflichten aus der Abwendungsver-
einbarung zur Wiederherstellung der Grundversorgung oder bei wiederholtem 
Zahlungsverzug eine erneute Abwendungsvereinbarung anzubieten. 

Nicht geregelt ist der Fall, wenn der Kunde nach Abschluss der Ratenzahlungsver-
einbarung den Grundversorgungsvertrag kündigt, um den Lieferanten zu wech-
seln. Insoweit ist nämlich durchaus eine missbräuchliche Ausnutzung der Raten-
zahlungsvereinbarung möglich, um trotz Zahlungsrückständen eine Versorgungs-
unterbrechung zu vermeiden und zudem den Lieferanten wechseln zu können. 
Bei einer möglichen späteren Rückkehr des Kunden in die Grundversorgung dürfte 
diese aber unter dem Vorbehalt der wirtschaftlichen Zumutbarkeit für den Grund-
versorger stehen.  

Regelungsvorschlag 
§§ 19 Abs. 5 (neu) StromGVV / GasGVV werden wie folgt formuliert: 
„Der Grundversorger ist verpflichtet, spätestens mit der Ankündigung einer Unter-
brechung der Grundversorgung nach Absatz 4 dem betroffenen Kunden zugleich 
in Textform den Abschluss einer Abwendungsvereinbarung mit folgendem Inhalt 
anzubieten: 
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1. eine zinsfreie Ratenzahlungsvereinbarung über die nach Absatz 2 Satz 6 
bis 8 ermittelten Zahlungsrückstände sowie 

2. eine Weiterversorgung auf Vorauszahlungsbasis nach § 14 Absatz 1 und 
2. 

Die Ratenzahlungsvereinbarung nach Satz 1 Nummer 1 muss sicherstellen, dass 
der Kunde die Zahlungsrückstände in einem für den Grundversorger wirtschaftlich 
zumutbaren Zeitraum vollständig ausgleicht. Wird das Angebot vor Durchführung 
der Unterbrechung von dem Kunden in Textform angenommen, darf der Grund-
versorger die Unterbrechung nicht mehr durchführen, solange der Kunde seinen 
Verpflichtungen aus der Abwendungsvereinbarung nachkommt. Kommt der 
Kunde seinen Verpflichtungen nicht nach, ist der Grundversorger berechtigt, die 
Grundversorgung unter Beachtung von Absatz 4 zu unterbrechen. Der Grundver-
sorger ist in diesem Fall nicht verpflichtet, dem Kunden zur Wiederherstellung der 
Grundversorgung oder bei wiederholtem Zahlungsverzug eine erneute Abwen-
dungsvereinbarung anzubieten.“ 

 
6. Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe bb) ccc) 

Regelungsabsicht 
§ 2 Abs. 3 Nr. 7 GasGVV soll dahin ergänzt werden, dass im Grundversorgungsver-
trag oder in der Vertragsbestätigung die Kosten in Cent/kWh für den Erwerb von 
Emissionszertifikaten nach dem Brennstoffemissionshandelsgesetz vom 12. De-
zember 2019 in der jeweils geltenden Fassung (CO2-Preis) angeben werden sollen.  

Hinweis 
In der Festpreisphase des BEHG ist es sicherlich unproblematisch möglich, den 
CO2-Preis der Höhe nach auszuweisen. Danach ist der CO2-Preis voraussichtlich 
aber das Ergebnis des Handels / der Beschaffung. Hier könnte der Ausweis des 
CO2-Preises dann möglicherweise – rein tatsächlich – zu Schwierigkeiten führen. 
Inwieweit und vor allem auch zu welchem Zeitpunkt eine Ausweisung dann mög-
lich ist, ist derzeit nämlich noch komplett offen. Vor Ablauf der Festpreisphase 
sollte daher die vorgesehene Regelung des § 2 Abs. 3 Nr. 7 GasGVV einer Evalua-
tion unterliegen und ggf. für den Zeitraum nach Ablauf der Festpreisphase ange-
passt werden.  
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